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1

Rechtsgrundlage

Gemal § 13 des Gesetzes zur Ausfuhrung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes im
Lande Bremen (BremAGKJHG) regelt die Senatorin fiir Arbeit, Soziales, Jugend und
Integration als oberste Landesjugendbehdrde durch Verwaltungsvorschrift die Leis-
tungen bei Vollzeitpflege.

Wird Hilfe nach den §§ 32 bis 35 oder nach § 35a Absatz 2 Nr. 2 bis 4 gewahrt, so ist
gemal § 39 SGB VIl auch der Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen aulterhalb
des Elternhauses sicherzustellen. Gemal} § 42 Absatz 2 gilt dies auch im Falle einer
Inobhutnahme. Der Lebensunterhalt umfasst die Kosten fir den Sachaufwand (mate-
rielle Aufwendungen) sowie fiir die Pflege und Erziehung des Kindes oder Jugendli-
chen.

Die laufenden Leistungen in der Vollzeitpflege sollen auf der Grundlage der tatsachli-
chen Kosten gewahrt werden, sofern sie einen angemessenen Umfang nicht tber-
steigen. Die laufenden Leistungen umfassen auch die Erstattung nachgewiesener
Aufwendungen fur Beitrage zu einer Unfallversicherung sowie die halftige Erstattung
nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung der Pflege-
person. Die Leistungen sollen in einem monatlichen Pauschalbetrag gewahrt werden,
soweit nicht nach der Besonderheit des Einzelfalls abweichende Leistungen geboten
sind.

Anspruchsberechtigte der Annexleistung nach § 39 SGB VIII sind nicht die Pflegeper-
sonen, auch wenn ihnen die Gelder letztendlich zuflieRen sollen. Ebenso wie beim
Hauptanspruch auf die Hilfe zur Erziehung (§ 27 Absatz 1 SGB VIII) sind dies nach
Uberwiegender Rechtsprechung die Personensorgeberechtigten. Diese Auslegung
gilt fur die materiellen Aufwendungen und Kosten der Erziehung wie fur die Erstat-
tungsbetrage zur Unfallversicherung und Altersvorsorge gleichermalfen. Es wird da-
her empfohlen, im Rahmen der Hilfeplanung dafir Sorge zu tragen, dass die Perso-
nensorgeberechtigten den Pflegepersonen eine entsprechende Vollmacht erteilen,
mit der ihnen eine Vertretungsbefugnis zur Geltendmachung der Leistungen des § 39
SGB VIl eingerdumt wird.
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2 Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes

Die Héhe der Beihilfen ist der Anlage A zu entnehmen. Die Anlage in ihrer jeweils
gultigen Fassung ist Bestandteil dieser Richtlinie.

2.1 Beihilfe zur Erstausstattung der Wohnung

Bei Aufnahme eines Pflegekindes erhalten die Pflegepersonen eine einmalige pau-
schalierte Beihilfe fur die Erstausstattung der Wohnung.

Mit der Beihilfe sind abgegolten:

e die Renovierung und Erstausstattung eines Zimmers fur das Pflegekind,
o die Erstausstattung mit Schulbedarf,
o die Erstausstattung mit Fahrrad, Kindersitz, Helm u.a.

Der Betrag wird mit dem ersten Pflegegeld ausgezahlt. Ein gesonderter Antrag ist
nicht erforderlich. Nachweise fir die Verwendung dieser Beihilfe sollen nur in begrin-
deten Einzelfallen verlangt werden. In diesen Fallen sind die Pflegeeltern auf die
Nachweispflicht hinzuweisen.

Bei der Aufnahme eines Kindes bis zur Vollendung des ersten Lebensjahres kann auf
formlosen Antrag zusatzlich eine Pauschale bewilligt werden (Sauglingserstausstat-
tung).

Uber diese Betrage hinausgehende Bedarfe sind mit dem laufenden Pflegegeld abge-
deckt.

Wird ein auf Dauer angelegtes Pflegeverhaltnis vorzeitig nach kurzer Dauer beendet
und nehmen die Pflegepersonen im Anschluss ein weiteres Pflegekind auf, kann die
Beihilfe angemessen gekuirzt werden.

2.2 Erstausstattung mit Bekleidung

Bei Aufnahme eines Pflegekindes wird einmalig ein Pauschalbetrag fur die Erstaus-
stattung mit Bekleidung ausgezahilt.

War das Pflegekind vor Aufnahme in die Pflegefamilie in einer fremdplatzierenden Ju-
gendhilfemalRnahme von mehr als 6 Monaten Dauer, verringert sich die Beihilfe auf
die Halfte des Pauschalbetrages.

Die Beihilfe wird mit dem ersten Pflegegeld ausgezahlt. Ein Antrag ist nicht erforder-
lich.

2.3 Erstausstattung in Bereitschafts-/Ubergangspflege

Eine pauschale Abgeltung der Bedarfe erfolgt nicht. Sie sind im Einzelfall auf Antrag
zu bewilligen.
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3 Laufende Leistungen fur Pflegekinder

3.1

3.1.1

Gemal Beschluss der Deputation Jugend und Soziales 14/39 (L) vom 22. August
1996 orientieren sich die Leistungen fiir den Lebensunterhalt eines Pflegekindes an
den Empfehlungen des Deutschen Vereins fur 6ffentliche und private Firsorge.

Die Betrage werden nach materiellen Aufwendungen und Kosten der Erziehung un-
terschieden. Die aktuell gliltigen Betrage werden in der Anlage B aufgefihrt. Die An-
lage in ihrer jeweils giiltigen Fassung ist Bestandteil dieser Richtlinie.

Materielle Aufwendungen

Die materiellen Aufwendungen sind nach Altersstufen gestaffelt. Die Staffelung ent-
spricht der Empfehlung des Deutschen Vereins fur offentliche und private Firsorge.

Vollzeitpflege als Hilfe zur Erziehung oder Eingliederungshilfe nach dem
SGB Vil

3.1.1.1 Monatliche Leistungen zur Deckung regelmaRig wiederkehrender Be-
darfe

Die Pauschalbetrage decken die gesamten, regelmaRig wiederkehrenden Lebensbe-
darfe eines Pflegekindes ab.

Dies sind insbesondere:

Bekleidung

Ernahrung, Koérper- und Gesundheitspflege
Unterkunft

Reinigung und Pflegemittel

Hausrat und Verschleil® der Wohnungseinrichtung
Bildung (Lern- und Arbeitsmittel)

Taschengeld

Freizeit, Unterhaltung und Kultur

Beherbergungs- und Gaststattendienstleistungen
Kosten flr Elternkontakte des Pflegekindes
Fahrtkosten und Fortbildung der Pflegeeltern (z. B. Behérden-, Arzt-, Schulbesu-
che, Seminare)

3.1.1.2 Zuschlag fiir besonders entwicklungsbeeintrachtigte junge Menschen

Fur besonders entwicklungsbeeintrachtigte Kinder und Jugendliche sind gemafi § 33
Satz 2 SGB VIl geeignete Formen der Familienpflege zu schaffen und auszubauen.
In Ausgestaltung dieser Vorschrift wurde die Vollzeitpflege in Bremen differenziert. In
den besonderen Formen der Vollzeitpflege ist mit einem erhéhten materiellen Auf-
wand zu rechnen. Der Aufwand entsteht beispielsweise durch einen erhéhten Ver-
schleil3 an Kleidung und Mobiliar, behinderungsspezifische Bedarfe, vor allem aber
fur die Hintergrundkosten (z.B. Fahrtkosten, Kinderbetreuungskosten) im Zusammen-
hang mit notwendigen Therapien fur die Pflegekinder.
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Fir diese Bedarfe wird in der Heilpadagogischen/Sozialpadagogischen und Sonder-
padagogischen Vollzeitpflege ein pauschaler Aufschlag festgesetzt, der ebenfalls al-
tersgestaffelt ist.

3.1.1.3 Kirzung bei Wochenpflege

Erfolgt im Rahmen der Hilfe zur Erziehung eine Unterbringung fur einen Teil der Wo-
che, so ist der Sachaufwand anteilig zu kurzen.

Basis der Leistung in der Wochenpflege ist der erhohte Sachaufwand fur besonders
entwicklungsbeeintrachtigte Kinder und Jugendliche.

3.1.1.4 Kiirzung bei voriibergehender anderweitiger Unterbringung

Die ortlichen Jugendamter kdnnen Regelungen zur Kurzung der materiellen Aufwen-
dungen wahrend einer voriubergehenden anderweitigen Unterbringung eines Pflege-
kindes in einer Einrichtung treffen, wenn die Einrichtung den Lebensunterhalt des
Pflegekindes sicherstellt (z.B. Heim, Krankenhaus 0.4.).

3.1.1.5 Monatliche Leistungen zur Deckung einmaliger und jahrlich wiederkeh-
render Sonderbedarfe

Zur Sicherstellung von Gleichbehandlung und aus Grinden der Verwaltungsvereinfa-
chung werden einmalige und jahrlich wiederkehrende Sonderbedarfe im Laufe eines
Pflegeverhaltnisses durch altersgestaffelte, monatlich auszuzahlende Pauschalen ab-
gegolten.

Die Pflegeeltern setzen die Mittel nach eigenem Ermessen fir die unterschiedlichen
Bedarfe ein und sparen sie ggf. entsprechend an. Ein Nachweis ist nicht erforderlich.

Ist eine Wochenpflege als langerfristige Manahme und nicht nur zur Uberbriickung
eines Zeitraumes von bis zu 6 Monaten angelegt, wird die Pauschale in voller HOhe
gewahrt, da der Bedarf in der Regel von den Pflegeeltern ohne Beteiligung der Eltern
abgedeckt werden muss. Ist die Wochenpflege als kurzfristige MaRnahme angelegt,
sind Einzelantrage fir Sonderbedarfe zu stellen.

Die Pauschale wird ab Leistungsbeginn bewilligt, ein Antrag ist nicht erforderlich.

Mit den Pauschalen sind insbesondere abgegolten:

e Aufwendungen fur religiése und weltanschauliche Feste und Ereignisse im Leben
des Pflegekindes

e Geschenke zur Einschulung, zum Geburtstag und zu Weihnachten oder anderen
religiosen und weltanschaulichen Festtagen

e Schulbedarf, der nicht im Rahmen der Lehr- und Lernmittelfreiheit abgedeckt ist,

inklusive der Erstausstattung anlasslich der Einschulung

Kindersitz, Fahrrad, Helm

Kosten fir den Eintritt in das Berufsleben

Zuschuss zum Fuhrerschein

Eigenanteil fir zerbrochene Brillenglaser und -gestelle u. a., so weit nicht Kran-

kenhilfe nach § 40 SGB VIII zu leisten ist

e Zusatzliche Bekleidung bei Krankenhaus- oder Kuraufenthalt
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3.1.2

e Aufwendungen fur die Férderung des jungen Menschen und fur die Freizeitgestal-
tung (z.B. Vereinsbeitrage, Eintrittsgelder, Nachhilfeunterricht)

Uber notwendige Sonderbedarfe, die nach ihrem Wesen nicht durch die Pauschalen
abgedeckt sind, entscheiden die értlichen Jugendamter im Einzelfall. Dies gilt insbe-
sondere flr nachgewiesene Klassenfahrten und nachgewiesene Ferienfahrten des
Pflegekindes mit der Pflegefamilie, Vereinen und anderen Veranstaltern.

Bereitschafts-/ Ubergangspflege als Inobhutnahme und anschlieBende
befristete Unterbringung

Die materiellen Aufwendungen werden mit dem 1,2fachen der in der Heilpadagogi-
schen/Sozialpadagogischen Vollzeitpflege festgesetzten Betrage fur die Abdeckung
regelmafig wiederkehrender Bedarfe und des Zuschlages flir entwicklungsbeein-
trachtigte junge Menschen festgesetzt.

Zusatzlich wird zur Abdeckung der Kosten von Leerstianden des von den Pflegeeltern
bereit zu haltenden Zimmers und des damit verbundenen erhdéhten materiellen Auf-
wandes ein monatlicher Zuschlag auf das Pflegegeld gewahrt. Der Zuschlag wird nur
fur die Zeit der Unterbringung eines Pflegekindes gezahlt. Der Zuschlag wird nicht ge-
wahrt, wenn mit den Pflegeeltern ein Bereithaltegeld vereinbart ist.

Sonderbedarfe werden im Rahmen von Einzelantragen bewilligt. Pauschalen werden
nicht gezahit.
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3.2 Kosten der Erziehung

3.2.1

Die Kosten der Erziehung orientieren sich altersunabhangig an dem vom Deutschen
Verein fur &ffentliche und private Fursorge empfohlenen monatlichen Pauschalbetrag
(Regelbetrag).

Fur besondere Formen der Vollzeitpflege erhéhen sich die zu gewahrenden ange-
messenen Kosten der Erziehung nach Mal3gabe dieser Richtlinie.

Vollzeitpflege

In der Allgemeinen Vollzeitpflege werden die Kosten der Erziehung mit dem Regelbe-
trag abgegolten.

Unter Berlcksichtigung der besonderen Anforderungen an die Pflegepersonen wer-
den die Kosten der Erziehung in Pflegeformen fir besonders entwicklungsbeeintrach-
tigte, behinderte oder von Behinderung bedrohte Kinder, Jugendliche und junge Voll-
jahrige mit einem Vielfachen des Regelbetrages festgesetzt. Aufgrund des erhdhten
Aufwandes fir die Elternkontakte gilt das auch flir die Wochenpflege.

Pflegeform Kosten der Erziehung

Kinder, die bei Unterbringung

12 Jahre oder jliinger waren Regelbetrag

Allgemeine Vollzeit-

pflege Kinder und Jugendliche, die bei

Unterbringung 13 Jahre oder al- | 1,5 Regelbetrage
ter waren

Kinder, die bei Unterbringung

He”pédagogische/ 12 Jahre oder jUnger waren 2,0 Regelbetrage

sozialpadagogische | Kinder und Jugendliche, die bei
Vollzeitpflege Unterbringung 13 Jahre oder al- | 2,2 Regelbetrage
ter waren

Fallgruppe 1 (wochentéagliche
Abwesenheit von durchschnitt-

. . lich 6 oder mehr Stunden, z.B.
Sonderpadagogische | gchule Hort)

3,0 Regelbetrage

Vollzeitpflege —
Fallgruppe 2 (durchschnittlich

weniger als 6 Stunden Abwe- | 3,8 Regelbetrage
senheit)

2,2 Regelbetrage
Wochenpflege (anteilige Kirzung nach
Umfang der Wochenpflege)
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3.2.2 Bereitschafts-/Ubergangspflegestelle

Fir die Kosten der Erziehung wird ein nach Alter des Kindes/Jugendlichen gestaffel-
tes Vielfaches des Regelbetrages festgesetzt.

Kinder/Jugendliche im Alter von Kosten der Erziehung
bis zu 5 Jahren 3,8 Regelbetrage
6 bis 11 Jahren 3,4 Regelbetrage
12 bis 17 Jahren 3,8 Regelbetrage

Der Erziehungsbeitrag wird nur fur die Dauer des Pflegeverhaltnisses gezahlt. Pha-
sen der Abldsung, in denen Kinder und Jugendliche bereits anderweitig unterge-
bracht sind, aber noch durch die Hilfeplanung abgedeckte Besuchskontakte zu den
Ubergangspflegeeltern haben, sind durch den erhdhten Erziehungsbeitrag abge-
deckt.

3.2.3 Nachbetreuung nach Beendigung der Vollzeitpflege

Werden die bisherigen Pflegepersonen oder andere wichtige Bezugspersonen bei
Verselbstandigung des Pflegekindes mit der Nachbetreuung beauftragt, wird diese
Leistung mit einem Betrag in HOohe des Regelbetrages der Kosten der Erziehung ver-
gutet.

Dies kann bei einer langen Dauer des Pflegeverhéltnisses auch auf die Ubergangs-
pflege angewendet werden.

3.3 Andere besondere Pflegeformen

Es steht den dértlichen Jugendamtern frei, flr die Weiterentwicklung des Pflegekinder-
wesens weitere besondere Pflegeformen nach ihren Bedarfen zu entwickeln. Von den
unter 3.1 und 3.2 aufgeflhrten Betragen abweichende Festsetzungen kdnnen in die-
sen Fallen im Einvernehmen mit der Senatorin fir Arbeit, Soziales, Jugend und In-
tegration getroffen werden.
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4 Steuerfreie Zuschusse zu Vorsorgeaufwendungen von Pflegeel-
tern

Mit Inkrafttreten des Amtshilferichtlinien-Umsetzungsgesetzes vom 26.06.2013 (BGBI.
| Seite 1809) wurden die Jugendamter verpflichtet, steuerfreie Zuschiisse zu Vorsor-
geaufwendungen im elektronischen Datenaustausch den Finanzbehdrden mitzutei-
len. Der Datenaustausch ist flr Leistungen ab 2016 verpflichtend. Im Rahmen der
Leistungen fiir Pflegeeltern betrifft die Meldepflicht Zuschisse

e zur (gesetzlichen oder privaten) Alterssicherung nach § 10 Absatz 1 Nummer 2
Einkommensteuergesetz (EStG),

e zur Kranken- und gesetzlichen Pflegeversicherung nach § 10 Absatz 1 Nummer 3
EStG und

e zu sonstigen Vorsorgeaufwendungen nach § 10 Absatz 1 Nummer 3a EStG.

4.1 Altersvorsorge der Pflegepersonen

411

41.2

Personenkreis

Der Gesetzgeber sieht fiir Pflegepersonen in der Vollzeitpflege (§ 33 SGB VIlI), ge-
eignete Pflegepersonen bei der Unterbringung eines seelisch behinderten jungen
Menschen im Rahmen der Eingliederungshilfe (§ 35a Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 SGB VIII)
und Pflegepersonen in der Bereitschafts-/Ubergangspflege (§ 42 SGB VIII) die half-
tige Bezuschussung einer angemessenen Altersvorsorge vor. Nicht ausdrucklich be-
nannt ist die Wochenpflege. Aus Griinden der Gleichbehandlung wird dieser Perso-
nenkreis in die Regelungen einbezogen.

Der Zuschuss zur Altersvorsorge wird einer Pflegeperson gewahrt. Bei Pflegeeltern-
paaren erhalt die Hauptpflegeperson (Hilfeplan) den Zuschuss. Sind beide Pflegeel-
tern im Hilfeplan benannt, ist dies bei im Zeitumfang unterschiedlicher Erwerbstatig-
keit beider Pflegeeltern in der Regel die Person mit dem geringeren Beschéaftigungs-
volumen. Bei gleichem Beschaftigungsvolumen bestimmen die Pflegeeltern, wer von
ihnen den Zuschuss zur Altersvorsorge erhalten soll.

Angemessener Beitrag

Die aktuell gultigen Maximalbetrage fir den Zuschuss zu einer angemessenen Alters-
sicherung werden in der Anlage C aufgefuhrt. Die Anlage in ihrer jeweils gultigen
Fassung ist Bestandteil dieser Richtlinie.

Bei Bereitschafts-/Ubergangspflegestellen richtet sich der Maximalzuschuss nach der
Anzahl der vereinbarten und regelmaRig zur Verfiugung gestellten Platze, unabhangig
von der jeweils aktuellen Belegung. Werden gleichzeitig auch junge Menschen in
Vollzeitpflege nach § 33 oder § 35a Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 SGB VIII betreut, werden
diese bei der Ermittlung des Zuschusses berucksichtigt.

Mafgeblich fir die Zahlung ist das Pflegekind, dessen Aufnahme in die Pflegestelle
am langsten zurlckliegt. Ist fir dieses Pflegekind ein anderes Jugendamt értlich zu-
standig, ist die Pflegeperson an dieses Jugendamt zu verweisen. Bei Ablehnung der

Kostenubernahme (auch teilweise) aufgrund abweichender Verwaltungsvorschriften
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der dort zustandigen Behérde, die zu Zahlungen unterhalb der in Bremen mdéglichen
Zuschusse fiihren, sind zum Nachteilsausgleich andere Regelungen im Einzelfall
moglich.

Bei Ubergangspflegestellen wird die Zahlung unabhéngig von der tatsachlichen Bele-
gung geleistet, so lange der Vertrag mit der Ubergangspflegestelle besteht und die
Ubrigen Voraussetzungen an die Form der Altersabsicherung erfiillt sind.

4.1.3 Angemessene Form der Altersabsicherung

Bei einer aus offentlichen Mitteln bezuschussten Altersvorsorge muss ausgeschlos-
sen sein, dass in Hohe des durch die Leistungen erworbenen Anspruches durch vor-
zeitigen Verbrauch der Mittel zusatzliche o6ffentliche Gelder zur Sicherstellung des
Bedarfes der Pflegeperson im Alter aufgewendet werden miissen.

Diese Voraussetzungen sind bei einer gesetzlichen Rentenversicherung erflillt.

Private Anlageformen gelten als angemessen, wenn sie

¢ nach dem Gesetz Uber die Zertifizierung von Altersvorsorgevertragen zertifiziert
sind

oder der Versicherer bescheinigt, dass

o das angesparte Kapital pfandungssicher ist, wenn das eingezahlte Kapital die
steuerliche Hochstgrenze nicht Uberschreitet,

e das angesparte Kapital nicht beleihbar ist,

e eine Kapitalisierung entweder durch die Vertragsform an sich ausgeschlossen ist

oder ein Verwertungsausschluss nach § 165 Absatz 3 Versicherungsvertragsge-
setz (VVG) vereinbart wurde.

¢ regelmafige Informationen Uber das angesparte Kapital erfolgen,

e Leistungen aus der Altersvorsorge fruhestens mit Vollendung des 62. Lebensjah-
res bzw. Beginn einer Altersrente erbracht werden und

e die Auszahlung in Form einer lebenslangen monatlichen Leistung erfolgt.

Bei privaten Anlageformen soll in der Regel zwischen dem Abschluss eines Vertrages
und dem Eintritt des reguldren Rentenalters ein Zeitraum von mindestens 10 Jahren
liegen oder bei ununterbrochener Beitragszahlung eine Garantierente von mindes-
tens 30 Euro monatlich erzielt werden, um nicht rentable Vereinbarungen zu vermei-
den.

Es kdnnen sowohl bereits bestehende Vertrage als auch neu abgeschlossene Ver-
trage ab Antragstellung bezuschusst werden, sofern sie die Bedingungen erfiillen.
Dies wird durch Bescheinigung des Anbieters auf einem entsprechenden Formblatt
nachgewiesen.

4.2 Unfallversicherung der Pflegepersonen

Nach Gbereinstimmender Rechtsauffassung des Bundesministeriums flir Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), des Bundesministeriums fur Arbeit und Sozia-
les (BMAS) und des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) folgt die Bewertung der
Unfallversicherungspflicht fiir Pflegepersonen grundsatzlich dem Steuerrecht.
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Fur Pflegeeltern in der Vollzeitpflege besteht in der Regel keine Steuerpflicht und da-
mit auch nur in Ausnahmefallen (mehr als 6 Pflegekinder) eine gesetzliche Unfallver-
sicherung. In der Bereitschafts-/Ubergangspflege kann dagegen dem Grunde nach
Steuerpflicht und damit eine gesetzliche Unfallversicherung bestehen. Eine verbindli-
che Entscheidung im Einzelfall trifft die zustandige Berufsgenossenschaft fur Gesund-
heitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW).

Beitrage zu einer angemessenen privaten Unfallversicherung der Pflegepersonen
werden in der Vollzeitpflege (§ 33 SGB VIII) und der Unterbringung im Rahmen der
Eingliederungshilfe fir einen seelisch behinderten jungen Menschen bei geeigneten
Pflegepersonen (§ 35a Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 SGB VIII) sowie der Bereitschafts-
/Ubergangspflege (§ 42 SGB VIII) ibernommen, soweit keine gesetzliche Unfallversi-
cherung besteht. Die Ubernahme erfolgt bei Paaren auf Antrag fiir beide Pflegeperso-
nen. Dabei ist es unerheblich, ob die Pflegeeltern miteinander verheiratet sind, in ei-
ner eingetragenen Lebensgemeinschaft leben oder ohne rechtliche Bindung zusam-
menleben.

Aus Grinden der Gleichbehandlung wird die Regelung analog auf die Wochenpflege
angewandt, soweit keine gesetzliche Unfallversicherung besteht.

Im Gegensatz zur gesetzlichen Unfallversicherung kénnen die Beitrége in einer priva-
ten Unfallversicherung je nach Versicherungsleistung sehr stark differieren. Ob eine
Versicherung angemessen ist, richtet sich nach der Versicherungsleistung und dem
Beitrag. Eine Prifung des Preis-Leistungs-Verhaltnisses kann durch die Jugendhilfe
nicht erfolgen. Sie wirde die freie Wahl der Pflegepersonen und die Wettbewerbsbe-
dingungen der Versicherungsunternehmen beeinflussen. Aus diesem Grunde werden
Maximalbetrage fiir die Ubernahme der Kosten einer privaten Unfallversicherung fest-
gesetzt. Dabei wird berucksichtigt, dass eine private Unfallversicherung regelmafig
auch Risiken im beruflichen Bereich abdeckt.

Die Anzahl der Pflegekinder hat keinen Einfluss auf die Hohe des anerkannten Betra-
ges. Malgeblich fur die Zahlung ist das Pflegekind, das zuerst in die Pflegestelle auf-
genommen wurde. Ist fir dieses Pflegekind eine andere Gemeinde 6rtlich zustandig,
sind die Pflegeeltern an das dortige Jugendamt zu verweisen. Bei Ablehnung der
Kostenubernahme (auch teilweise) aufgrund abweichender Verwaltungsvorschriften
der dort zustandigen Behoérde, die zu Nachteilen fir die Pflegeeltern flihren, sind zum
Nachteilsausgleich andere Regelungen im Einzelfall mdglich.

Bei Bereitschafts-/ Ubergangspflegestellen kénnen geeignete andere Zuordnungen
getroffen werden.

Pflegepersonen in der Bereitschafts-/Ubergangspflege kénnen der gesetzlichen Un-
fallversicherung unterliegen. In diesem Falle wird die Zahlung gegen Nachweis unab-
hangig von der tatsachlichen Belegung geleistet, so lange der Vertrag mit der Uber-
gangspflegestelle besteht. Sollte eine Ubergangspflegestelle Anspriiche gegen meh-
rere Jugendamter erheben kdnnen, sind im Einzelfall mit den anderen Jugendamtern
Absprachen zu treffen, um Doppelzahlungen zu vermeiden.
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Die gleichzeitige Gewahrung von Beitragen fiir die gesetzliche Unfallversicherung
und eine private Unfallversicherung ist ausgeschlossen.

Die Zahlung soll in der Regel in monatlichen Teilbetragen erfolgen.
Die aktuell gultigen Maximalbetrage fur eine angemessene Unfallversicherung wer-

den in der Anlage C aufgefuhrt. Die Anlage in ihrer jeweils gultigen Fassung ist Be-
standteil dieser Richtlinie.

5 Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. Die Landesrichtlinie zur
Regelung der finanziellen Leistungen in der Vollzeitpflege und der Bereitschafts-/
Ubergangspflege vom 25. Juni 2020 wird zum selben Zeitpunkt aufgehoben.
Bremen, den 29. November 2023

Die Senatorin fur Arbeit, Soziales,
Jugend und Integration
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6 Anlagen

= Anlage A
= Anlage B
= AnlageC
= Anlage D
= Anlage1
= Anlage 2
= Anlage 3
= Anlage 4
= Anlage 5
= Anlage 6
= Anlage7

Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes
Monatliche Leistungen fiir den Lebensunterhalt eines Pflegekindes

Angemessene Kosten einer privaten Unfallversicherung und Alterssi-
cherung
Tabellarische Ubersicht der monatlichen Leistungen

Tabellarische Ubersicht zu Unfallversicherung und Alterssicherung
Merkblatt zur privaten Unfallversicherung von Pflegeeltern
Merkblatt zur Altersvorsorge von Pflegeeltern

Muster: Antrag auf Ubernahme der Kosten einer angemessenen priva-
ten Unfallversicherung

Muster: Antrag auf Ubernahme der hélftigen Kosten zu einer angemes-
senen Altersabsicherung

Muster: Bestatigung zur Altersvorsorge von Pflegeeltern

Muster: Vertretungsbefugnis zur Geltendmachung von Anspriichen
nach § 39 SGB VIII
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Landesrichtlinie zur Regelung der finanziellen Leistungen in der Vollzeitpflege und
der Bereitschafts-/ Ubergangspflege

Anlage A

Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes

Gemal § 13 des Gesetzes zur Ausfiihrung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes im
Lande Bremen (BremAGKJHG) regelt die Senatorin fiir Arbeit, Soziales, Jugend und
Integration als oberste Landesjugendbehérde durch Verwaltungsvorschrift die Leistungen
bei Vollzeitpflege.

Die Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes betragen ab 1. Januar 2024:
Erstausstattung der Wohnung altersunabhangig 945 Euro
Erstausstattung mit Bekleidung altersabhangig

bis zu 11 Jahren 375 Euro
ab 12 Jahre 455 Euro

War das Pflegekind zuvor bereits langer als 6 Monate fremdplatziert,
verringert sich die Beihilfe nach Malkgabe der Richtlinie.

Sauglingserstausstattung
(auf Antrag und bei Bedarf) 470 Euro

Bremen, den 29. November 2023

Die Senatorin fir Arbeit, Soziales,
Jugend und Integration



Landesrichtlinie zur Regelung der finanziellen Leistungen in der Vollzeitpflege und
der Bereitschafts-/ Ubergangspflege

Anlage B, Seite 1

Monatliche Leistungen fiir den Lebensunterhalt eines Pflegekindes

Gemal § 13 des Gesetzes zur Ausfiihrung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes im
Lande Bremen (BremAGKJHG) regelt die Senatorin fiir Arbeit, Soziales, Jugend und
Integration als Oberste Landesjugendbehoérde durch Verwaltungsvorschrift die Leistungen
bei Vollzeitpflege.

Ab 1. Januar 2024 werden die monatlichen Leistungen fur Pflegekinder wie folgt
festgesetzt:

1. Betrag zur Abdeckung des regelmaRigen Sachaufwandes altersabhangig

bis zu 5 Jahren 731 Euro
6 bis 11 Jahre 864 Euro
ab 12 Jahre 1.025 Euro

In der Ubergangspflege betragt der Mietanteil 305 Euro, in allen anderen Formen der
Vollzeitpflege 209 Euro.

2. Betrag zur Abdeckung des erhdéhten Sachaufwandes in der heilpadagogischen /
sozialpadagogischen und sonderpadagogischen Vollzeitpflege altersabhangig

bis zu 5 Jahren 73 Euro
6 bis 11 Jahre 86 Euro
ab 12 Jahre 103 Euro

3. Monatlicher Betrag zur Abdeckung einmaliger und jahrlich wiederkehrender
Sonderbedarfe altersabhangig

bis zu 5 Jahren 35 Euro
6 bis 11 Jahre 60 Euro

ab 12 Jahre 80 Euro



Landesrichtlinie zur Regelung der finanziellen Leistungen in der Vollzeitpflege und
der Bereitschafts-/ Ubergangspflege

Anlage B, Seite 2

Monatliche Leistungen fiir den Lebensunterhalt eines Pflegekindes

4. Kosten der Erziehung (Regelbetrag)
altersunabhangig 420 Euro

In besonderen Pflegeformen erhdht sich der Betrag nach Mafligabe der Richtlinie.

Bremen, den 29. November 2023

Die Senatorin fiir Arbeit, Soziales,
Jugend und Integration



Landesrichtlinie zur Regelung der finanziellen Leistungen in der Vollzeitpflege und
der Bereitschafts-/ Ubergangspflege

Anlage C

Angemessene Kosten einer privaten Unfallversicherung und Alterssicherung

Gemal § 13 des Gesetzes zur Ausfiihrung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes im
Lande Bremen (BremAGKJHG) regelt die Senatorin flr Arbeit, Soziales, Jugend und
Integration als oberste Landesjugendbehdrde durch Verwaltungsvorschrift die Leistungen
bei Vollzeitpflege.

Angemessene Unfallversicherung

Ab 1. Januar 2024 werden als angemessene Kosten einer privaten Unfallversicherung
von Pflegepersonen folgende Jahresbeitrdge anerkannt:

Alleinerziehende Pflegepersonen, die

nicht oder maximal 20 Wochenstunden
erwerbstatig sind bis zu 190 Euro

mehr als 20 Wochenstunden
erwerbstatig sind bis zu 125 Euro

Pflegeelternpaare, bei denen beide unfallversichert sind und

mindestens 1 Partner nicht oder maximal
20 Wochenstunden erwerbstatig ist bis zu 315 Euro

beide Partner mehr als 20 Wochenstunden
erwerbstatig sind bis zu 250 Euro

Angemessene Alterssicherung

Der Zuschuss betragt je Pflegekind maximal 48,36 Euro

monatlich.

Insgesamt wird maximal der halftige Beitrag fur die Altersabsicherung tbernommen.

Bremen, den 29. November 2023

Die Senatorin fir Arbeit, Soziales,
Jugend und Integration



Landesrichtlinie zur Regelung der finanziellen Leistungen in der Vollzeitpflege
und der Bereitschafts-/ Ubergangspflege

Anlage D - Tabellarische Ubersicht der monatlichen Leistungen; Stand 01.01.2024

1 Vollzeitpflege

Nahere regelt eine Richtlinie.

Kosten fir eine Unfallversicherung und anteilige Kosten einer angemessenen Altersabsicherung der Pflege-
person werden gem. § 39 Abs. 4 SGB VIl fur Vollzeitpflegepersonen auf Antrag zusatzlich tbernommen. Das

1.1 Allgemeine Pflegestellen

i > Pauschale Pflege und R
Alter des Pflegekindes Sachaufwand einmalige Bedarfe Erziehung Gesamt
Euro Euro Euro Euro
0 bis unter 6 Jahre 731,00 35,00 42000  1.186,00
(bis 5 Jahre)
6 bls unter 12 Jahre 864,00 60,00 420,00 1.344,00
(6 bis 11 Jahre)
ab 12 Jahre 1.025,00 80,00 420,00 1.525,00
1.2 Sozialpadagogische-Heilpddagogische Pflegestellen
. - Pauschale Pflege und .
Alter des Pflegekindes Sachaufwand einmalige Bedarfe Erziehung Gesamt
Euro Euro Euro Euro
0 bis unter 6 Jahre 804,00 35,00 840,00  1.679,00
(bis 5 Jahre)
6 bis unter 12 Jahre 950,00 60,00 840,00  1.850,00
(6 bis 11 Jahre)
ab 12 Jahre 1.128,00 80,00 840,00 2.048,00
1.3 Sonderpadagogische Vollzeitpflege
Fallgruppe 1
. - Pauschale Pflege und .
Alter des Pflegekindes Sachaufwand einmalige Bedarfe Erziehung Gesamt
Euro Euro Euro Euro
0 bis unter 6 Jahre 804,00 35,00 1.260,00  2.099,00
(bis 5 Jahre)
6 bis unter 12 Jahre 950,00 60,00 1.260,00  2.270,00
(6 bis 11 Jahre)
ab 12 Jahre 1.128,00 80,00 1.260,00 2.468,00
Fallgruppe 2 (mit erhéhtem Aufwand)
i * Pauschale Pflege und R
Alter des Pflegekindes Sachaufwand einmalige Bedarfe Erziehung Gesamt
Euro Euro Euro Euro
0 bis unter 6 Jahre 804,00 35,00 1596,00  2.435,00
(bis 5 Jahre)
6 bis unter 12 Jahre 950,00 60,00 1596,00  2.606,00
(6 bis 11 Jahre)
ab 12 Jahre 1.128,00 80,00 1.596,00 2.804,00
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1.4 Vollzeitpflege bei zum Zeitpunkt der Unterbringung
alteren Kindern und Jugendlichen

Fallgruppe 1

Landesrichtlinie zur Regelung der finanziellen Leistungen in der Vollzeitpflege

Anlage D - Tabellarische Ubersicht der monatlichen Leistungen; Stand 01.01.2024

und der Bereitschafts-/ Ubergangspflege

i * Pauschale Pflege und R
Alter des Pflegekindes Sachaufwand einmalige Bedarfe Erziehung Gesamt
Euro Euro Euro
ab 13 Jahre 80,00 630,00 1.735,00
Fallgruppe 2 (heilpddagogischer Bedarf)
Pauschale P p
. - ege un .
Alter des Pflegekindes Sachaufwand einmalige Bedarfe Erziehung Gesamt
Euro Euro Euro
ab 13 Jahre 80,00 924,00 2.132,00
1.5 Befristete Vollzeitpflege mit Riickkehroption (Altfalle)
(Es besteht kein Anspruch auf Kindergeld und sonstige Verglinstigungen)
Fallgruppe 1
i > Pauschale Pflege und R
Alter des Pflegekindes Sachaufwand einmalige Bedarfe Erziehung Gesamt
Euro Euro Euro
0 bis unter 6 Jahre 35,00 1.050,00  1.889,00
(bis 5 Jahre)
6 bis unter 12 Jahre
(6 bis 11 Jahre) 60,00 1.050,00 2.060,00
ab 12 Jahre 80,00 1.050,00 2.258,00
Fallgruppe 2 (mit erhéhtem Aufwand; Altfalle)
Alter des Pflegekindes Sachaufwand** . Pat.JschaIe Pfle_ge und Gesamt *
einmalige Bedarfe Erziehung
Euro Euro Euro
0 bis unter 6 Jahre 35,00 126000  2.099,00
(bis 5 Jahre)
6 bis unter 12 Jahre
(6 bis 11 Jahre) 60,00 1.260,00 2.270,00
ab 12 Jahre 80,00 1.260,00 2.468,00

1.6

* Besteht der Anspruch nur fiir den Teil eines Monats, wird das Pflegegeld anteilig je Tag ermittelt.

** Der Betrag flir den Sachaufwand in der Vollzeitpflege enthélt einen Anteil fir Bruttowarmmiete (alle Altersgruppen, alle Pflegeformen)
von 209 Euro. Eine weitere Aufschllsselung erfolgt nicht.

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 39 Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 2 SGB VIl im Einzelfall eine Anpassung der Leistungen erforderlich ist,
wenn der Pauschalbetrag nach den Besonderheiten des Einzelfalls fiir das Pflegekind nicht ausreicht. Das kann insbesondere dann der

Fall sein, wenn die Pflegeperson zu den Leistungsempfanger/innen des SGB Il zahlt und nach der Rechtsprechung des

Bundessozialgerichts die Aufteilung der Unterkunfts- und Heizkosten nach Kopfteilen aller im Haushalt lebenden Personen vollzogen wird,
obwohl Pflegekinder, die nicht zu den Leistungsempfanger/innen des SGB |l zahlen, im Haushalt leben. (Vgl. BSG, Urteil vom 27. Januar
2009, B 14/7b AS 8/07 R.)

Nachbetreuung im Anschluss an Vollzeitpflege

Pflege und

Erziehung Gesamt
Euro Euro
altersunabhéangig 420,00 420,00




Landesrichtlinie zur Regelung der finanziellen Leistungen in der Vollzeitpflege
und der Bereitschafts-/ Ubergangspflege

Anlage D - Tabellarische Ubersicht der monatlichen Leistungen; Stand 01.01.2024

Ubergangspflege
Kosten flr eine Unfallversicherung und anteilige Kosten einer angemessenen
Altersabsicherung der Pflegeperson werden analog der Regelung fiir Vollzeitpflege
gem. § 39 Abs. 4 SGB VIl auf Antrag zusatzlich ilbernommen. Das Nahere regelt
eine Richtlinie.

Alter des Pflegekindes Sachaufwand** Pfle.ge und Gesamt*
Erziehung

Euro Euro Euro

0 bis unter 6 Jahre 1.061,00 1.596,00 2.657,00

6 bis unter 12 Jahre 1.236,00 1.428,00 2.664,00

ab 12 Jahre 1.450,00 1.596,00 3.046,00

Die Zahlung ist belegungsabhangig. Bereithaltegeld wird nicht gezahit.

*

Der Monatsanspruch ist auf volle Euro gerundet.
Besteht der Anspruch nur fiir den Teil eines Monats, wird das Pflegegeld anteilig
je Tag ermittelt.

** Der Betrag fiir den Sachaufwand in der Ubergangspflege enthélt einen Anteil fiir
Bruttowarmmiete (alle Altersgruppen, alle Pflegeformen) von insgesamt 305 Euro.
Eine weitere Aufschliisselung erfolgt nicht.
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Landesrichtlinie zur Regelung der finanziellen Leistungen in der Vollzeitpflege

und der Bereitschafts-/ Ubergangspflege

Anlage D - Tabellarische Ubersicht der monatlichen Leistungen; Stand 01.01.2024

Wochenpflege

Kosten flr eine Unfallversicherung und anteilige Kosten einer angemessenen Altersabsicherung der
Pflegeperson werden analog der Regelung fiir Vollzeitpflege gem. § 39 Abs. 4 SGB VIl in der Wochenpflege

auf Antrag zusétzlich Gbernommen. Das Néhere regelt eine Richtlinie.

Pflege und

Alter des Pflegekindes Sachaufwand*** . o Gesamt
Erziehung

Euro Euro Euro

0 bis unter 6 Jahre 574,00 660,00 1.234,00

6 bis unter 12 Jahre 679,00 660,00 1.339,00

ab 12 Jahre 806,00 660,00 1.466,00

*** Die Betrage werden anteilig auf Basis der heilp. Vollzeitpflege ermittelt und gerundet. Hier angefiihrt ist ein
Beispiel fir eine Wochenpflege an 5 von 7 Wochentagen. Der Anteil fiir die Bruttowarmmiete wird ebenfalls

anteilig ermittelt und gerundet. Er betragt im selben Beispiel 149 Euro.

** Der Betrag fur die Pflege zur Erziehung ermittelt sich ebenfalls anteilig. Basis ist das 2,2-fache des

Regelbetrages.
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Landesrichtlinie zur Regelung der finanziellen Leistungen in der Vollzeitpflege
und der Bereitschafts-/ Ubergangspflege

Anlage D - Tabellarische Ubersicht der monatlichen Leistungen; Stand 01.01.2024

4, Patenschaften

4.1 Fallpauschale 1

durchschnittlich 1 Tageskontakt wéchentlich
durchschnitlliche Wochenendbesuche im Rhythmus von drei
Wochen

Aufwandsentschadigung mtl. 200,00 €
Abzug ab der 3. Krankheitswoche der Patin / des Paten
wochentlich 50,00 €

4.2 Fallpauschale 2

durchschnittlich 2 Tageskontakte wochentlich
durchschnitlliche Wochenendbesuche im Rhythmus von zwei
Wochen

Aufwandsentschadigung mtl. 300,00 €
Abzug ab der 3. Krankheitswoche der Patin / des Paten
wochentlich 75,00 €

4.3  Fallpauschale ohne Wochenendbesuche

Sind nur Tageskontakte, keine Wochenendbesuche vereinbart, erfolgt eine
Kirzung der Pauschalen um 25 %.

Die Aufwandsentschadigung wird regelmafig 11 Monate jahrlich gezahit.
Damit ist der Ausfall der Paten durch Urlaub pauschal ausgeglichen.

Es wird kein einheitlicher Urlaubsmonat festgelegt.

Die Hilfe wird kindbezogen gewahrt.

Fir Paten besteht in Zusammenhang mit ihrer Tatigkeit eine kostenfreie
gesetzliche Unfallversicherung bei der Berufsgenossenschaft fiir
Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW). Die Meldung zur
Versicherung erfolgt Uber den Trager Pflegekinder in Bremen gGmbH.
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Landesrichtlinie zur Regelung der finanziellen Leistungen in der Vollzeitpflege und der Bereitschafts-/ Ubergangspflege

Anlage 1

Tabellarische Ubersicht zu Unfallversicherung und Alterssicherung; Stand 01.01.2024

versicherte Person

Art der Versicherung

maximaler Beitrag

Zahlakte

Unfallversicherung

Vollzeitpflege

bis zu 2 Pflegepersonen

private Versicherung
(bis 6 Pflegekinder)

= 190 € jahrlich
bei Erwerbstatigkeit bis 20 Wochenstunden

= 125 € jahrlich

bei Erwerbstatigkeit tiber 20 Wochenstunden

= 250 €/ 315 € jahrlich
bei zwei versicherten Personen, je nach Umfang
der Berufstatigkeit

gesetzliche Versicherung

(bei mehr als 6 Pflegekindern)

nachgewiesene Forderung der
Berufsgenossenschaft

zuerst aufgenommenes
Pflegekind

_Bereitschafts-/
Ubergangspflege

Vertragspartner, bis zu 2
Pflegepersonen

gesetzliche Versicherung kann

vorliegen

nachgewiesene Forderung der

Berufsgenossenschaft
(ansonsten wie Vollzeitpflege)

Altersvorsorge

Vollzeitpflege

Bereitschafts-/
Ubergangspflege

1 Pflegeperson

Hauptpflegeperson nach
Vereinbarung/Hilfeplan
oder
Person mit der
stundenmalig
geringeren
Erwerbstatigkeit

freiwillige Versicherung in der
gesetzlichen Rentenversicherung

oder

private Rentenversicherung ohne
Kapitalisierungsmdglichkeit (zertifiziert

oder bescheinigt)

= 48,36 € monatlich
je Pflegekind; halftiger Betrag der gesetzlichen
Rentenversicherung (96,72 €/Monat)

zuerst aufgenommenes
Pflegekind

= 48,36 € monatlich
je Platz; halftiger Betrag der gesetzlichen
Rentenversicherung (96,72 €/Monat)




Landesrichtlinie zur Regelung der finanziellen Leistungen in der Vollzeitpflege und
der Bereitschafts-/ Ubergangspflege

Anlage 2

Merkblatt zur privaten Unfallversicherung von Pflegeeltern; Stand 01.01.2024

Der Gesetzgeber hat im SGB VIl fiir Pflegepersonen der Vollzeitpflege den Anspruch auf
die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen festgeschrieben. Bereitschafts-/
Ubergangspflegestellen und Wochenpflegestellen sind in Bremen den
Vollzeitpflegestellen gleichgestellt. Vollzeitpflege und Wochenpflege unterliegen in der
Regel nicht der gesetzlichen Unfallversicherung. In der Bereitschafts-/ Ubergangspflege
stellt die Berufsgenossenschaft fir Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege im Einzelfall
fest, ob eine gesetzliche Unfallversicherung besteht. Ist dies nicht der Fall, kann eine
private Unfallversicherung bezuschusst werden.

Die Beitrage in der privaten Unfallversicherung sind, je nach Versicherungsleistung, nach
oben offen. Eine Ubernahme im Rahmen der Jugendhilfe kann nur in angemessenem
Umfang erfolgen. Fiir die Ubernahme von Beitrégen der privaten Unfallversicherung wird
berlucksichtigt, dass diese umfassenden Versicherungsschutz in allen Lebensbereichen —
sowohl privat als auch beruflich — bietet.

Das Amtshilferichtlinien-Umsetzungsgesetz vom 26.06.2013 verpflichtet die Jugendamter,
den Finanzamtern im elektronischen Datenaustausch eine Mitteilung Gber gewahrte
Zuschisse zu Altersvorsorge und/oder Unfallversicherung zukommen zu lassen. Zu
diesem Zweck ist in den Fachverfahren, mit denen dieser Datenaustausch durchgefiihrt
wird, die Steueridentifikationsnummer der betroffenen Pflegeeltern zu hinterlegen.

Die Kosten fiir eine Unfallversicherung werden bei Paaren, die die Pflege gemeinsam
ausuben, fur beide Pflegeeltern Gbernommen. Als angemessen werden folgende Betrage
anerkannt:

e bis zu 190 € jahrlich, wenn die versicherte Pflegeperson nicht mehr als 20
Wochenstunden berufstatig ist,

e bis zu 125 € jahrlich, wenn die versicherte Pflegeperson mehr als 20
Wochenstunden berufstatig ist,

e maximal 315 € jahrlich, wenn beide Pflegepersonen versichert sind.

Pramienanteile fiir andere mitversicherte Personen werden nicht ibernommen.



Landesrichtlinie zur Regelung der finanziellen Leistungen in der Vollzeitpflege und
der Bereitschafts-/ Ubergangspflege

Anlage 3
Merkblatt zur Altersvorsorge von Pflegeeltern; Stand 01.01.2023

Der Gesetzgeber hat im SGB VIII fir Pflegepersonen der Vollzeitpflege den Anspruch auf
die hélftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen flir eine angemessene
Altersvorsorge festgeschrieben. Wochen- und Bereitschafts-/ Ubergangspflegestellen sind
in Bremen den Vollzeitpflegestellen gleichgestellt. Die Altersvorsorge ist nicht auf
Angebote der gesetzlichen Rentenversicherer beschrankt, auch die Férderung privater
Vorsorgeformen ist méglich.

Das Amtshilferichtlinien-Umsetzungsgesetz vom 26.06.2013 verpflichtet die Jugendamter,
den Finanzamtern im elektronischen Datenaustausch eine Mitteilung Gber gewahrte
Zuschisse zu Altersvorsorge und/oder Unfallversicherung zukommen zu lassen. Zu
diesem Zweck ist in den Fachverfahren, mit denen dieser Datenaustausch durchgefihrt
wird, die Steueridentifikationsnummer der betroffenen Pflegeeltern zu hinterlegen.

Im Land Bremen gilt als angemessene Héhe der Aufwendungen zur Zeit ein Betrag von
bis zu 96,72 € monatlich je Pflegekind bzw. bei der Bereitschafts-/Ubergangspflege je
dauerhaft vorgehaltenem Platz. Der Zuschuss betragt damit maximal 48,36 € monatlich je
Pflegekind/Platz. Er wird nur einmal je Pflegestelle gewahrt, bei Paaren fir die
Hauptpflegeperson. Sind im Hilfeplan bzw. im Ubergangspflegevertrag zwei
Pflegepersonen benannt und beide erwerbstatig, ist dies in der Regel die Pflegeperson mit
dem geringeren Beschaftigungsvolumen. Bei gleichem Beschaftigungsvolumen
bestimmen die Pflegeeltern, wer von ihnen Zuschiisse zur Altersvorsorge erhalten soll.

Die Auszahlung erfolgt in der Regel in monatlichen Teilbetragen. Zustandig fir die Zah-
lung an Pflegeeltern ist die Stelle, die das Pflegegeld fiir das Kind zahlt, das sich am
langsten in der Pflegestelle aufhalt. Wird dieses Kind von einem anderen Jugendamt
betreut, erfolgt im Lande Bremen keine Zahlung. (Bei abweichender Regelung fiir Uber-
gangspflegestellen: Die zustédndige Stelle fiir Pflegeeltern in der Ubergangspflege ist

Die Voraussetzungen fir eine Beitragserstattung sind bei einer freiwilligen Mitgliedschaft
in der gesetzlichen Rentenversicherung erfillt.

Die Angemessenheit einer privaten Anlageform wird in Bremen anhand der nachfolgen-
den Bedingungen gepruft.

e Die Anlageform ist nach dem Gesetz Uber die Zertifizierung von Altersvorsorgevertra-
gen zertifiziert

oder der Versicherer bescheinigt, dass

e das angesparte Kapital pfandungssicher ist, wenn das eingezahlte Kapital die
steuerliche Héchstgrenze nicht Gberschreitet.

e das angesparte Kapital nicht beleihbar ist

e eine Kapitalisierung entweder durch die Vertragsform an sich ausgeschlossen ist oder
ein Verwertungsausschluss nach § 165 Abs. 3 Versicherungsvertragsgesetz (VVG)
vereinbart wurde
(Es ist méglich, einen solchen Verwertungsausschluss auch fiir bereits bestehende
Vertrdge nachtréglich zu vereinbaren)

e regelméBige Informationen Uber angespartes Kapital erfolgen

e Leistungen aus der Altersvorsorge friihestens mit Vollendung des 62. Lebensjahres
bzw. Beginn einer Altersrente erbracht werden

e die Auszahlung in Form einer lebenslangen monatlichen Leistung erfolgt



Bei privaten Anlageformen soll in der Regel zwischen dem Abschluss eines Vertrages und
dem Eintritt des reguldren Rentenalters ein Zeitraum von mindestens 10 Jahren liegen
oder bei ununterbrochener Beitragszahlung eine Garantierente von mindestens 30 Euro
monatlich erzielt werden, um nicht rentable Vereinbarungen zu vermeiden.

Es kdénnen sowohl bereits bestehende Vertrage als auch neu abgeschlossene Vertrage ab
Antragstellung bezuschusst werden, sofern sie die Bedingungen erfillen. Dies muss der
Anbieter der Anlage auf einem entsprechenden Formblatt bestéatigen.



Landesrichtlinie zur Regelung der finanziellen Leistungen in der Vollzeitpflege und

der Bereitschafts-/ Ubergangspflege, Anlage 4, Musterantrag

Anlage 4 - Antrag auf Ubernahme der Kosten einer angemessenen privaten

Unfallversicherung - Muster

Absender:

Hiermit beantrage ich / beantragen wir die Bezuschussung / Ubernahme der Kosten

meiner / unserer priva-

ten Unfallversicherung. Eine Kopie der Versicherungspolice und der letzten Beitragsrechnung sind beigefiigt.
Ich erhalte / wir erhalten keine Zuschiisse / Zuschiisse in Hohe von monatlich von anderer Stelle fiir
die Unfallversicherung. Ich wurde informiert, dass das Jugendamt verpflichtet ist, das Finanzamt iiber gewéhrte
Zuschiisse im Wege des Datenaustausches zu informieren (Amtshilferichtlinien-Umsetzungsgesetz vom

26.06.2013). Meine / unsere Steueridentifikationsnummer(n) lautet/lauten:

Name / Steuer-ID:

Name / Steuer-1D:

Umfang der Berufstitigkeit:
1. Pflegeperson: Wochenstunden; 2. Pflegeperson: _ Wochenstunden
[]  Ichbetreue / Wir betreuen die unten aufgefiihrten Pflegekinder.
Weitere Pflegeverhéltnisse bestehen nicht

Pflegekind bei mir in Pflege Das Pflegegeld wird
gezahlt von

Name, Vorname seit Stadt Aktenzeichen der Wirt-

Geburtsdatum Pflegeform Bezirk/Stadtteil schaftlichen Jugendhilfe
1
2
3
4

Datum, Unterschrift der 1. Pflegeperson Unterschrift der 2. Pflegeperson




Landesrichtlinie zur Regelung der finanziellen Leistungen in der Vollzeitpflege und

der Bereitschafts-/ Ubergangspflege, Anlage 5, Musterantrag

Anlage 5 - Antrag auf Ubernahme der hilftigen Kosten einer angemessenen
Altersvorsorge - Muster

Absender:

Hiermit beantrage ich die Bezuschussung meiner Altersabsicherung. Eine Bescheinigung tiber Art und Hohe
der Absicherung ist beigefiigt. Ich erhalte keine Zuschiisse / Zuschiisse in Hohe von monatlich von

anderer Stelle:

Ich wurde informiert, dass das Jugendamt verpflichtet ist, das Finanzamt iiber gewihrte Zuschiisse im Wege des
Datenaustausches zu informieren (Amtshilferichtlinien-Umsetzungsgesetz vom 26.06.2013). Meine

Steueridentifikationsnummer lautet:

Name / Steuer-1D:

[]  Ichbetreue die unten aufgefiihrten Pflegekinder als alleinige Pflegeperson.
[]  Ich betreue die unten aufgefiihrten Pflegekinder als Hauptpflegeperson. Mein Partner erhilt keinen
Zuschuss aus Jugendhilfemitteln zu seiner Altersvorsorge.
[] Ichhabe/Wir haben einen Ubergangspflegevertrag mit dem Jugendamt Bremen / Bremerhaven abge-
schlossen und stellen regelméBig zur Verfiigung.
Weitere Pflegeverhéltnisse bestehen nicht / bestehen fiir die unten aufgefiihrten Pflegekinder.

Pflegekind bei mir in Pflege Das Pflegegeld wird
gezahlt von

Name, Vorname seit Stadt Aktenzeichen der Wirt-

Geburtsdatum Pflegeform Bezirk/Stadtteil schaftlichen Jugendhilfe
1
2
3
4

Datum, Unterschrift der Hauptpflegeperson

bei Paaren: Unterschrift des Partners / der Partnerin

! Hauptpflegeperson ist in der Regel die Pflegeperson, die sich aufgrund einer verringerten Erwerbstitigkeit
tiberwiegend um die Pflege und Erziehung der Kinder kiimmert.




Landesrichtlinie zur Regelung der finanziellen Leistungen in der Volizeitpflege und
der Bereitschafts-/ Ubergangspflege

Anlage 6

Bestatigung zur Altersvorsorge von Pflegeeltern - Muster

Far Frau / Herrn

Name, Vorname, Geburtsdatum

wohnhaft in

StraBe, Hausnummer, PLZ, Wohnort

besteht eine private Altersvorsorge

Versicherungsscheinnummer:

Der monatliche Beitrag betragt: ‘ €‘
Der Vertrag wurde am| labgeschlossen.
L] Der Vertrag ist zertifiziert nach dem Gesetz Uber die Zertifizierung von Altersvorsorgevertra-

gen — AltzertG
oder
L] Der Vertrag erfullt die folgenden Bedingungen:

e Das angesparte Kapital ist pfandungssicher, wenn das eingezahlte Kapital die
steuerliche Héchstgrenze nicht Gberschreitet.

e Das angesparte Kapital ist nicht beleihbar.

e Eine Kapitalisierung ist durch die Anlageform ausgeschlossen oder es wurde ein Ver-
wertungsausschluss nach § 165 Abs. 3 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) verein-
bart.

o Es erfolgen regelmaBige Informationen Uber angespartes Kapital.

e Leistungen aus der Altersvorsorge werden friihestens mit Vollendung des 62. Lebens-
jahres bzw. Beginn einer Altersrente erbracht.

Die Auszahlung erfolgt in Form einer lebenslangen monatlichen Leistung.

AuBerdem sind folgenden Merkmale erfillt:
] Zwischen dem Abschluss des Vertrages und dem Eintritt des regulédren Rentenalters liegen
mindestens 10 Jahre

L] Wenn die vereinbarte Beitragszahlung vom Versicherten nicht unterbrochen wird, wird eine
Garantierente von mindestens 30 Euro monatlich erzielt

Datum, Stempel und Unterschrift der
Versicherungsgesellschaft




Landesrichtlinie zur Regelung der finanziellen Leistungen in der Vollzeitpflege und
der Bereitschafts-/ Ubergangspflege

Anlage 7

Vollmacht zur Geltendmachung von Anspriichen nach § 39 SGB VIII - Muster

Hiermit bevollmé&chtige ich / bevollmachtigen wir

Name, Vorname

Name, Vorname

als Sorgeberechtigte des Kindes

Name, Vorname, Geburtsdatum

die Pflegeeltern

Name, Vorname

Name, Vorname

alle Anspriiche nach § 39 SGB VIl zur Sicherstellung des Lebensunterhaltes meines / unseres Kindes
in meinem / unserem Namen geltend zu machen.

Bremen, den

Unterschrift/en



	Landesrichtlinie
	zur Regelung der finanziellen Leistungen in der Vollzeitpflege und der Bereitschafts-/ Übergangspflege
	Stand: 1. Januar 2024
	1 Rechtsgrundlage
	2 Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes
	2.1 Beihilfe zur Erstausstattung der Wohnung
	2.2 Erstausstattung mit Bekleidung
	2.3 Erstausstattung in Bereitschafts-/Übergangspflege

	3 Laufende Leistungen für Pflegekinder
	3.1 Materielle Aufwendungen
	3.1.1 Vollzeitpflege als Hilfe zur Erziehung oder Eingliederungshilfe nach dem SGB VIII
	3.1.1.1 Monatliche Leistungen zur Deckung regelmäßig wiederkehrender Bedarfe
	3.1.1.2 Zuschlag für besonders entwicklungsbeeinträchtigte junge Menschen
	3.1.1.3 Kürzung bei Wochenpflege
	3.1.1.4 Kürzung bei vorübergehender anderweitiger Unterbringung
	3.1.1.5 Monatliche Leistungen zur Deckung einmaliger und jährlich wiederkehrender Sonderbedarfe

	3.1.2 Bereitschafts-/ Übergangspflege als Inobhutnahme und anschließende befristete Unterbringung

	3.2 Kosten der Erziehung
	3.2.1 Vollzeitpflege
	3.2.2 Bereitschafts-/Übergangspflegestelle
	3.2.3 Nachbetreuung nach Beendigung der Vollzeitpflege

	3.3 Andere besondere Pflegeformen

	4 Steuerfreie Zuschüsse zu Vorsorgeaufwendungen von Pflegeeltern
	4.1 Altersvorsorge der Pflegepersonen
	4.1.1 Personenkreis
	4.1.2 Angemessener Beitrag
	4.1.3 Angemessene Form der Altersabsicherung

	4.2 Unfallversicherung der Pflegepersonen

	5 Inkrafttreten
	6 Anlagen
	Anlage A.docx.pdf
	Anlage A  Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes

	Anlage 3.pdf
	1. Vorblatt Sammelmappe
	2. Richtlinie (ohne Anlagen)
	Landesrichtlinie
	1 Rechtsgrundlage
	2 Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes
	2.1 Beihilfe zur Erstausstattung der Wohnung
	2.2 Erstausstattung mit Bekleidung
	2.3 Erstausstattung in Bereitschafts-/Übergangspflege

	3 Laufende Leistungen für Pflegekinder
	3.1 Materielle Aufwendungen
	3.1.1 Vollzeitpflege als Hilfe zur Erziehung oder Eingliederungshilfe nach dem SGB VIII
	3.1.1.1 Monatliche Leistungen zur Deckung regelmäßig wiederkehrender Bedarfe
	3.1.1.2 Zuschlag für besonders entwicklungsbeeinträchtigte junge Menschen
	3.1.1.3 Kürzung bei Wochenpflege
	3.1.1.4 Kürzung der materiellen Aufwendungen bei vorübergehender anderweitiger Unterbringung
	3.1.1.5 Monatliche Leistungen für einmalige und jährlich wiederkehrende Sonderbedarfe

	3.1.2 Inobhutnahme und anschließende befristete Unterbringung in einer Bereitschafts-/ Übergangspflegestelle

	3.2 Kosten der Erziehung
	3.2.1 Vollzeitpflege
	3.2.2 Inobhutnahme und anschließende befristete Unterbringung in einer Bereitschafts-/Übergangspflegestelle
	3.2.3 Nachbetreuung nach Beendigung der Vollzeitpflege

	3.3 Andere besondere Pflegeformen

	4 Steuerfreie Zuschüsse zu Vorsorgeaufwendungen von Pflegeeltern
	4.1 Altersvorsorge der Pflegepersonen
	4.1.1 Personenkreis
	4.1.2 Angemessener Beitrag
	4.1.3 Angemessene Form der Altersabsicherung

	4.2 Unfallversicherung der Pflegepersonen

	5 Inkrafttreten
	6 Anlagen

	3.1 Anlage A (neu)
	Anlage A  Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes

	3.1 Anlage B (neu)
	3.1 Anlage C
	3.2 Anlage 1 (neu)
	3.2 Anlage 2
	4. 2021-07 Landesrichtlinie VZP
	Landesrichtlinie, Anlage 3
	Landesrichtlinie, Anlage 4
	Landesrichtlinie, Anlage 5
	Landesrichtlinie, Anlage 6
	Landesrichtlinie, Anlage 7

	3.3 Tabellarische Übersicht (neu)
	Landesrichtlinie VZP 2023.pdf
	1. Vorblatt Sammelmappe
	2. Richtlinie (ohne Anlagen)
	Landesrichtlinie
	1 Rechtsgrundlage
	2 Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes
	2.1 Beihilfe zur Erstausstattung der Wohnung
	2.2 Erstausstattung mit Bekleidung
	2.3 Erstausstattung in Bereitschafts-/Übergangspflege

	3 Laufende Leistungen für Pflegekinder
	3.1 Materielle Aufwendungen
	3.1.1 Vollzeitpflege als Hilfe zur Erziehung oder Eingliederungshilfe nach dem SGB VIII
	3.1.1.1 Monatliche Leistungen zur Deckung regelmäßig wiederkehrender Bedarfe
	3.1.1.2 Zuschlag für besonders entwicklungsbeeinträchtigte junge Menschen
	3.1.1.3 Kürzung bei Wochenpflege
	3.1.1.4 Kürzung der materiellen Aufwendungen bei vorübergehender anderweitiger Unterbringung
	3.1.1.5 Monatliche Leistungen für einmalige und jährlich wiederkehrende Sonderbedarfe

	3.1.2 Inobhutnahme und anschließende befristete Unterbringung in einer Bereitschafts-/ Übergangspflegestelle

	3.2 Kosten der Erziehung
	3.2.1 Vollzeitpflege
	3.2.2 Inobhutnahme und anschließende befristete Unterbringung in einer Bereitschafts-/Übergangspflegestelle
	3.2.3 Nachbetreuung nach Beendigung der Vollzeitpflege

	3.3 Andere besondere Pflegeformen

	4 Steuerfreie Zuschüsse zu Vorsorgeaufwendungen von Pflegeeltern
	4.1 Altersvorsorge der Pflegepersonen
	4.1.1 Personenkreis
	4.1.2 Angemessener Beitrag
	4.1.3 Angemessene Form der Altersabsicherung

	4.2 Unfallversicherung der Pflegepersonen

	5 Inkrafttreten
	6 Anlagen

	3.1 Anlage A (neu)
	Anlage A  Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes

	3.1 Anlage B (neu)
	3.1 Anlage C
	3.2 Anlage 1 (neu)
	3.2 Anlage 2
	4. 2021-07 Landesrichtlinie VZP
	Landesrichtlinie, Anlage 3
	Landesrichtlinie, Anlage 4
	Landesrichtlinie, Anlage 5
	Landesrichtlinie, Anlage 6
	Landesrichtlinie, Anlage 7

	3.3 Tabellarische Übersicht (neu)

	tabellarische Übersicht_VZP_2023.pdf
	VZP
	ÜPfl
	WP neu
	Patensch

	Richtlinie (ohne Anlagen).docx.pdf
	Landesrichtlinie
	1 Rechtsgrundlage
	2 Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes
	2.1 Beihilfe zur Erstausstattung der Wohnung
	2.2 Erstausstattung mit Bekleidung
	2.3 Erstausstattung in Bereitschafts-/Übergangspflege

	3 Laufende Leistungen für Pflegekinder
	3.1 Materielle Aufwendungen
	3.1.1 Vollzeitpflege als Hilfe zur Erziehung oder Eingliederungshilfe nach dem SGB VIII
	3.1.1.1 Monatliche Leistungen zur Deckung regelmäßig wiederkehrender Bedarfe
	3.1.1.2 Zuschlag für besonders entwicklungsbeeinträchtigte junge Menschen
	3.1.1.3 Kürzung bei Wochenpflege
	3.1.1.4 Kürzung der materiellen Aufwendungen bei vorübergehender anderweitiger Unterbringung
	3.1.1.5 Monatliche Leistungen für einmalige und jährlich wiederkehrende Sonderbedarfe

	3.1.2 Inobhutnahme und anschließende befristete Unterbringung in einer Bereitschafts-/ Übergangspflegestelle

	3.2 Kosten der Erziehung
	3.2.1 Vollzeitpflege
	3.2.2 Inobhutnahme und anschließende befristete Unterbringung in einer Bereitschafts-/Übergangspflegestelle
	3.2.3 Nachbetreuung nach Beendigung der Vollzeitpflege

	3.3 Andere besondere Pflegeformen

	4 Steuerfreie Zuschüsse zu Vorsorgeaufwendungen von Pflegeeltern
	4.1 Altersvorsorge der Pflegepersonen
	4.1.1 Personenkreis
	4.1.2 Angemessener Beitrag
	4.1.3 Angemessene Form der Altersabsicherung

	4.2 Unfallversicherung der Pflegepersonen

	5 Inkrafttreten
	6 Anlagen

	tabellarische Übersicht_VZP_2023.pdf
	VZP
	ÜPfl
	WP neu
	Patensch

	Anlage A.pdf
	Anlage A  Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes

	tabellarische Übersicht_VZP_2023.pdf
	VZP
	ÜPfl
	WP neu
	Patensch


	Anlagen 4, 5, 6, 7.pdf
	1. Vorblatt Sammelmappe
	2. Richtlinie (ohne Anlagen)
	Landesrichtlinie
	1 Rechtsgrundlage
	2 Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes
	2.1 Beihilfe zur Erstausstattung der Wohnung
	2.2 Erstausstattung mit Bekleidung
	2.3 Erstausstattung in Bereitschafts-/Übergangspflege

	3 Laufende Leistungen für Pflegekinder
	3.1 Materielle Aufwendungen
	3.1.1 Vollzeitpflege als Hilfe zur Erziehung oder Eingliederungshilfe nach dem SGB VIII
	3.1.1.1 Monatliche Leistungen zur Deckung regelmäßig wiederkehrender Bedarfe
	3.1.1.2 Zuschlag für besonders entwicklungsbeeinträchtigte junge Menschen
	3.1.1.3 Kürzung bei Wochenpflege
	3.1.1.4 Kürzung der materiellen Aufwendungen bei vorübergehender anderweitiger Unterbringung
	3.1.1.5 Monatliche Leistungen für einmalige und jährlich wiederkehrende Sonderbedarfe

	3.1.2 Inobhutnahme und anschließende befristete Unterbringung in einer Bereitschafts-/ Übergangspflegestelle

	3.2 Kosten der Erziehung
	3.2.1 Vollzeitpflege
	3.2.2 Inobhutnahme und anschließende befristete Unterbringung in einer Bereitschafts-/Übergangspflegestelle
	3.2.3 Nachbetreuung nach Beendigung der Vollzeitpflege

	3.3 Andere besondere Pflegeformen

	4 Steuerfreie Zuschüsse zu Vorsorgeaufwendungen von Pflegeeltern
	4.1 Altersvorsorge der Pflegepersonen
	4.1.1 Personenkreis
	4.1.2 Angemessener Beitrag
	4.1.3 Angemessene Form der Altersabsicherung

	4.2 Unfallversicherung der Pflegepersonen

	5 Inkrafttreten
	6 Anlagen

	3.1 Anlage A (neu)
	Anlage A  Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes

	3.1 Anlage B (neu)
	3.1 Anlage C
	3.2 Anlage 1 (neu)
	3.2 Anlage 2
	4. 2021-07 Landesrichtlinie VZP
	Landesrichtlinie, Anlage 3
	Landesrichtlinie, Anlage 4
	Landesrichtlinie, Anlage 5
	Landesrichtlinie, Anlage 6
	Landesrichtlinie, Anlage 7

	3.3 Tabellarische Übersicht (neu)
	Landesrichtlinie VZP 2023.pdf
	1. Vorblatt Sammelmappe
	2. Richtlinie (ohne Anlagen)
	Landesrichtlinie
	1 Rechtsgrundlage
	2 Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes
	2.1 Beihilfe zur Erstausstattung der Wohnung
	2.2 Erstausstattung mit Bekleidung
	2.3 Erstausstattung in Bereitschafts-/Übergangspflege

	3 Laufende Leistungen für Pflegekinder
	3.1 Materielle Aufwendungen
	3.1.1 Vollzeitpflege als Hilfe zur Erziehung oder Eingliederungshilfe nach dem SGB VIII
	3.1.1.1 Monatliche Leistungen zur Deckung regelmäßig wiederkehrender Bedarfe
	3.1.1.2 Zuschlag für besonders entwicklungsbeeinträchtigte junge Menschen
	3.1.1.3 Kürzung bei Wochenpflege
	3.1.1.4 Kürzung der materiellen Aufwendungen bei vorübergehender anderweitiger Unterbringung
	3.1.1.5 Monatliche Leistungen für einmalige und jährlich wiederkehrende Sonderbedarfe

	3.1.2 Inobhutnahme und anschließende befristete Unterbringung in einer Bereitschafts-/ Übergangspflegestelle

	3.2 Kosten der Erziehung
	3.2.1 Vollzeitpflege
	3.2.2 Inobhutnahme und anschließende befristete Unterbringung in einer Bereitschafts-/Übergangspflegestelle
	3.2.3 Nachbetreuung nach Beendigung der Vollzeitpflege

	3.3 Andere besondere Pflegeformen

	4 Steuerfreie Zuschüsse zu Vorsorgeaufwendungen von Pflegeeltern
	4.1 Altersvorsorge der Pflegepersonen
	4.1.1 Personenkreis
	4.1.2 Angemessener Beitrag
	4.1.3 Angemessene Form der Altersabsicherung

	4.2 Unfallversicherung der Pflegepersonen

	5 Inkrafttreten
	6 Anlagen

	3.1 Anlage A (neu)
	Anlage A  Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes

	3.1 Anlage B (neu)
	3.1 Anlage C
	3.2 Anlage 1 (neu)
	3.2 Anlage 2
	4. 2021-07 Landesrichtlinie VZP
	Landesrichtlinie, Anlage 3
	Landesrichtlinie, Anlage 4
	Landesrichtlinie, Anlage 5
	Landesrichtlinie, Anlage 6
	Landesrichtlinie, Anlage 7

	3.3 Tabellarische Übersicht (neu)

	tabellarische Übersicht_VZP_2023.pdf
	VZP
	ÜPfl
	WP neu
	Patensch

	Richtlinie (ohne Anlagen).docx.pdf
	Landesrichtlinie
	1 Rechtsgrundlage
	2 Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes
	2.1 Beihilfe zur Erstausstattung der Wohnung
	2.2 Erstausstattung mit Bekleidung
	2.3 Erstausstattung in Bereitschafts-/Übergangspflege

	3 Laufende Leistungen für Pflegekinder
	3.1 Materielle Aufwendungen
	3.1.1 Vollzeitpflege als Hilfe zur Erziehung oder Eingliederungshilfe nach dem SGB VIII
	3.1.1.1 Monatliche Leistungen zur Deckung regelmäßig wiederkehrender Bedarfe
	3.1.1.2 Zuschlag für besonders entwicklungsbeeinträchtigte junge Menschen
	3.1.1.3 Kürzung bei Wochenpflege
	3.1.1.4 Kürzung der materiellen Aufwendungen bei vorübergehender anderweitiger Unterbringung
	3.1.1.5 Monatliche Leistungen für einmalige und jährlich wiederkehrende Sonderbedarfe

	3.1.2 Inobhutnahme und anschließende befristete Unterbringung in einer Bereitschafts-/ Übergangspflegestelle

	3.2 Kosten der Erziehung
	3.2.1 Vollzeitpflege
	3.2.2 Inobhutnahme und anschließende befristete Unterbringung in einer Bereitschafts-/Übergangspflegestelle
	3.2.3 Nachbetreuung nach Beendigung der Vollzeitpflege

	3.3 Andere besondere Pflegeformen

	4 Steuerfreie Zuschüsse zu Vorsorgeaufwendungen von Pflegeeltern
	4.1 Altersvorsorge der Pflegepersonen
	4.1.1 Personenkreis
	4.1.2 Angemessener Beitrag
	4.1.3 Angemessene Form der Altersabsicherung

	4.2 Unfallversicherung der Pflegepersonen

	5 Inkrafttreten
	6 Anlagen

	tabellarische Übersicht_VZP_2023.pdf
	VZP
	ÜPfl
	WP neu
	Patensch

	Anlage A.pdf
	Anlage A  Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes

	tabellarische Übersicht_VZP_2023.pdf
	VZP
	ÜPfl
	WP neu
	Patensch





